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					In einer Zeit, in der im Osten Europas sowie in vielen anderen Ländern dieser Erde Krieg herrscht und auch hierzulande die Rufe nach ­Aufrüstung und militärischer Stärke immer  lauter werden, legt Margot Käßmann ein zutiefst persönliches und sachlich fundiertes Bekenntnis zum Pazifismus ab.
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					Vorwort

				Mehr als achtzig Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges bewahrheitet sich für mich, was die Schriftstellerin Ingeborg Bachmann gesagt hat: »Die Geschichte lehrt andauernd, doch sie findet keine Schüler.«
Ich selbst, Jahrgang 1958, durfte in Deutschland in Friedenszeiten aufwachsen, habe nie unmittelbar Krieg erlebt und war immer dankbar dafür. Aber das Grauen des Krieges ist mir bewusst – durch die Erzählungen meiner Großeltern und Eltern, durch Lektüre und mittels aktueller Berichterstattung aus den Kriegen in Vietnam, im Kongo, im ehemaligen Jugoslawien und andere mehr. Durch kirchliche Organisationen vermittelt habe ich Lager von Kriegsflüchtlingen besucht, in Kenia und Simbabwe, im Libanon und in El Salvador. Für den Ökumenischen Rat der Kirchen war ich Mitglied einer Delegation, die 1992 in Kroatien Lager von im Krieg vergewaltigten Frauen besucht hat. All diese Erfahrungen haben meine Haltung gestärkt, dass Krieg durch nichts, aber auch gar nichts legitimiert werden kann. Sie wurde gestärkt durch historische Vorbilder wie Bertha von Suttner und Albert Schweitzer, aber auch Helmuth James Graf von Moltke und Martin Luther King.
Doch pazifistische Tradition ist schon viel älter. In seiner berühmten »Klage des Friedens« schrieb Erasmus von Rotterdam 1517: »Kaum jemals kann ein Friede so ungerecht sein, dass er nicht besser wäre als der gerechteste Krieg.« Erasmus hat mit seinen Schriften für den Frieden, so Til Bastian, »eine den Wechsel der Zeiten überdauernde Tradition friedenspolitischer-pazifistischer Publizistik begründet, die seit 1517 nicht mehr verstummen sollte und eben deshalb aus der Geistesgeschichte Europas nicht mehr wegzudenken ist«. Auch Immanuel Kants Schrift »Zum ewigen Frieden« steht in dieser Tradition.
Ermutigt hat mich in meiner Haltung auch mein christlicher Glaube. Ich sehe nicht, wie vom Evangelium her Krieg legitimiert werden kann. So habe ich mich in den zwanzig Jahren meiner Mitgliedschaft in Leitungsgremien des Ökumenischen Rates der Kirchen intensiv für den »konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung« engagiert, der Frieden in einem weiten Horizont als Leitlinie für Reden und Handeln der Kirchen entwickelte. Das »Programm zur Überwindung von Gewalt« habe ich mit anderen initiiert und intensiv begleitet.
 
Ganz persönlich lehne ich Waffengewalt und privaten Waffenbesitz grundsätzlich ab. Mir ist bewusst, dass die Entscheidung, sich nicht selbst oder andere mit der Waffe zu verteidigen, eine rein individuelle ist, die niemandem oktroyiert werden kann. Selbstverständlich respektiere ich Polizeikräfte. Ich kann mir Polizeistrukturen auch auf internationaler Ebene vorstellen, wenn sie angelegt sind wie in Deutschland – als Ordnungskräfte, im besten Sinne »Freund und Helfer« – und nicht wie in den USA als angsteinflößende Uniformierte. Wenn mir dann erklärt wird, dadurch sei meine Haltung kein Pazifismus, staune ich. Sobald in Deutschland ein Polizist einen Menschen erschießt, gibt es ein Verfahren, in dem er sich zu verantworten hat. Jede Polizistin lernt in der Ausbildung, dass Schusswaffengebrauch die absolute Ausnahme sein muss. Das ist doch mit einer Armee nicht zu vergleichen, in der sich nach dem Krieg am Ende in der Regel kein Soldat, keine Soldatin verantworten muss! Was im zivilen Leben gerichtlich geahndet wird, gilt im Krieg als Normalität. Doch ab und an wird doch jemand belangt, wie beispielsweise einzelne Täter des Massakers von Butscha.
Pazifismus bedeutet: pacem facere, Frieden schaffen, eine grundsätzliche Ablehnung von Krieg und den Einsatz für gewaltfreie Konfliktlösung.
 
Es sind neben meinem christlichen Glauben zwei weitere Faktoren, die mich in meiner Haltung bestärken: meine Identität als Deutsche mit den Erfahrungen unserer Geschichte und meine sieben Enkelkinder. Ich möchte alles tun, um zu verhindern, dass eines von ihnen in einen Krieg geschickt wird und sein Leben lässt für Ziele, die andere beschlossen haben.
Kurzum: Ich bin und bleibe Pazifistin. Meine tiefste persönliche Überzeugung ist, dass Krieg mit allen Mitteln verhindert werden muss. Seit dem Beginn des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine im Februar 2022 wird schnell diffamiert, wer das von sich sagt. Und gleichzeitig erlebe ich bei vielen Menschen, die ich aus Anlass von Predigten, Lesungen und Vorträgen treffe, ein großes Unbehagen gegenüber all der Aufregung. Die Entwicklung im Nahen Osten durch die Angriffe der USA und Israels seit Ende Februar 2026 auf den Iran sowie dessen Vergeltungsmaßnahmen, aber auch die erneute Diskussion um atomare Waffen sind zutiefst beunruhigend.
 
So will ich meine Haltung in diesem Buch noch einmal aufzeigen und begründen. Durchaus auch, um andere zu ermutigen, die angesichts der schleichenden, nein, inzwischen offensiven Militarisierung unserer Tage zu verzagen drohen. Und ich danke hiermit allen, die mich in den vergangenen Jahren bestärkt haben. Das sind viele Menschen in Kirchengemeinden, aber auch andere Friedensbewegte in erfreulichen und überraschenden Begegnungen. Ihnen allen danke ich dafür, mich in meiner Haltung immer wieder ermutigt zu haben.
 
Hannover im Mai 2026, 
Margot Käßmann

					1. Aus der Geschichte lernen

				In öffentlichen Debatten wird immer wieder erklärt, Deutschland sei naiv gewesen mit seiner skeptischen Haltung gegenüber militärischer Aufrüstung. Zudem habe sich die Annäherung an Russland als fataler Fehler erwiesen, nach dem Motto, Russland könne man niemals trauen. Oder mit Außenminister Wadephul gesprochen: »Russland wird immer ein Feind für uns bleiben.«
Gewiss, Russland unter Wladimir Putin ist kein demokratisches Land und der Präsident kein Friedensbringer. Aber diese militärskeptische Haltung der Deutschen erklärt sich doch aus zwei Weltkriegen, die Deutschland zu verantworten hatte. Wer einmal das »Beinhaus von Douaumont« besucht hat, in dem die Knochen von 130000 jungen Männern zusammenliegen, die auf den Schlachtfeldern von Verdun starben, muss den ganzen Irrsinn des Krieges erkennen. Sie sollten darum kämpfen, ob das Land zu Frankreich oder Deutschland gehört. Es ging hin und her, alles für ein paar Quadratmeter. Mit Blick auf ihre Gebeine erscheint ihr Tod heute vollkommen irrelevant. Das 2016 wiedereröffnete Museum dort zeigt beeindruckend diese ganze Vergeblichkeit, dieses Elend der jungen Franzosen und Deutschen im Schlamm. Und Gleiches gilt doch auch für den Irrsinn des Zweiten Weltkrieges. Allein das Grauen von Stalingrad muss doch jeden Menschen mahnen, dass es nie wieder solches Ausmaß von Elend und Zerstörung geben darf!
Und die skeptische Haltung gegenüber militärischer Aufrüstung erklärt sich auch daher, dass mit dem Jahr 1989 ein historischer Wendepunkt für die Deutschen markiert ist: Es war die symbolisch mit Michail Gorbatschow verbundene Wende in der Machtpolitik der Sowjetunion, die am Ende – vor allem mithilfe der Friedlichen Revolution der DDR-Bürgerinnen und -Bürger – ermöglicht hat, dass Bundesrepublik und DDR zu einem gemeinsamen Staat werden konnten. Die Hoffnung war doch, in einem Europa der Regionen friedlich zusammenleben zu können, auch mit Russland. Eine Osterweiterung der NATO war kein Thema.
Das Unbehagen in großen Teilen der Bevölkerung gegenüber milliardenschweren deutschen Waffenlieferungen in die Ukraine rührt doch daher, dass mit Beginn des Zweiten Weltkrieges 1939 deutsche Panzer nach Osten rollten, erst nach Polen, später in die Sowjetunion. Durch die deutsche Armee starben in der Sowjetunion zwischen 1941 und 1944 rund 27 Millionen Menschen, Russen, Ukrainer und viele andere. Dass es da Fragen gibt, ob wirklich wieder deutsche Waffen und Panzer in der heutigen Ukraine und dem heutigen Russland zum Einsatz kommen sollten, ist doch legitim! Auf jeden Fall hätte ich mir gewünscht, dass Deutschland aufgrund seiner Geschichte ein starker diplomatischer Akteur auf dem internationalen Krisenparkett wird, der mit vertrauensbildenden Maßnahmen die Kraft und die Glaubwürdigkeit erarbeitet, kompetenter und anerkannter Vermittler zu sein.
In seiner Rede für den Frieden sagte Bertolt Brecht 1952: »Das Gedächtnis der Menschheit für erduldete Leiden ist erstaunlich kurz. Ihre Vorstellungsgabe für kommende Leiden ist fast noch geringer. Die Beschreibungen, die der New Yorker von den Gräueln der Atombombe erhielt, schreckten ihn anscheinend nur wenig. Der Hamburger ist noch umringt von Ruinen, und doch zögerte er, die Hand gegen einen neuen Krieg zu erheben. Die weltweiten Schrecken der vierziger Jahre scheinen vergessen. ›Der Regen von gestern macht uns nicht nass‹, sagen viele. Diese Abgestumpftheit ist es, die wir zu bekämpfen haben, ihr äußerster Grad ist der Tod. Allzu viele kommen uns schon heute vor wie Tote, wie Leute, die schon hinter sich haben, was sie vor sich haben, so wenig tun sie dagegen. Und doch wird nichts mich davon überzeugen, dass es aussichtslos ist, der Vernunft gegen ihre Feinde beizustehen. Lasst uns das tausendmal Gesagte immer wieder sagen, damit es nicht einmal zu wenig gesagt wurde! Lasst uns die Warnungen erneuern und wenn sie schon wie Asche in unserem Mund sind! Denn der Menschheit drohen Kriege, gegen welche die vergangenen wie armselige Versuche sind, und sie werden kommen ohne jeden Zweifel, wenn denen, die sie in aller Öffentlichkeit vorbereiten, nicht die Hände zerschlagen werden.«1
Dass Bertolt Brecht das schon sieben Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wahrgenommen hat, finde ich erschreckend. Noch gab es doch in Deutschland die »weißen Jahrgänge« – kein junger Mann wurde zum Kriegsdienst eingezogen, zehn Jahre lang! Es gab keine Wehrmacht mehr, aber auch noch keine Bundeswehr und keine Nationale Volksarmee. Deutschland hatte gelernt aus dem Zweiten Weltkrieg, so schien es, und die alliierten Mächte wollten alles tun, damit es keine deutsche Armee mehr gibt. So wurde unser Land vollständig entmilitarisiert. Mit dem Ende des Koreakrieges 1953 wuchs in Westeuropa die Besorgnis, die Sowjetunion könnte zur Bedrohung werden. So wurde beschlossen, dass eine westdeutsche Armee, über die das Parlament verfügt und die allein der Verteidigung dient, Mitglied der NATO werden könne. Parallel gründete die DDR 1956 die Nationale Volksarmee, die in den Warschauer Pakt eingebunden wurde.
Die Wiederbewaffnung Deutschlands war hochumstritten. Viele, die noch vom Krieg traumatisiert waren, lehnten sie ab. Andere fragten, wie denn mit ehemaligen Wehrmachtsoffizieren eine demokratische Armee aufgebaut werden könnte. Zudem war eine Überlegung, dass die Teilung Deutschlands nur durch einen Status der Neutralität erhalten werden könnte. Es gab eine Bewegung unter dem Slogan »Ohne mich«. Kurt Schumacher, Parteichef der SPD, war strikt gegen die Wiederbewaffnung, weil Deutschland einen so entsetzlichen Vernichtungskrieg geführt hatte. Er griff Kanzler Adenauer für seinen Kurs scharf an. Gustav Heinemann trat aus Protest gegen die Wiederbewaffnung als Bundesinnenminister zurück und aus der CDU aus.
Der Protest in der Bevölkerung war beeindruckend. So protestierten am 17. April 1958 in Hamburg mehr als 120000 Menschen in einer Mahnwache zwei Wochen lang gegen die geplante atomare Bewaffnung. Es wird geschätzt, dass sich im Frühjahr 1958 rund 1,5 Millionen Teilnehmende bundesweit an Protesten beteiligten. Und die Aktion hatte Erfolg – wenige Wochen später wurde vom Deutschen Bundestag beschlossen, von einer atomaren Bewaffnung abzusehen.
Schon mit der Aktion »Kampf dem Atomtod« wurde ab 1957 außerparlamentarischer Protest organisiert. Damit war eine Grundlage für spätere Friedensaktionen gelegt. Seit 1958 sind die Ostermärsche ein Teil davon. Es begann in England als Aktion gegen die nukleare Aufrüstung, dann knüpfte sich ein Marsch unter dem Motto »Kampf dem Atomtod« in Hessen an, ab 1960 gab es Ostermärsche in Deutschland. Schon damals hieß es, solche Initiativen seien »kommunistisch unterwandert«.
Und auch die Kirchen diskutierten heftig. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, EKD, wandte sich gegen die Wiederbewaffnung. In einer Stellungnahme vom 27. August 1950 heißt es: »Einer Remilitarisierung können wir das Wort nicht reden, weder was den Westen noch was den Osten anbelangt.« Gustav Heinemann war Mitglied des Rates und auch Präses der EKD-Synode. Andere, wie einer meiner Vorgänger als Landesbischof der evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, Hanns Lilje, befürworteten die Einbindung einer westdeutschen Armee in die NATO. Es heißt, das habe ihn die Wahl zum Ratsvorsitzenden gekostet. 1957 unterzeichneten der EKD-Ratsvorsitzende Bischof Otto Dibelius, Bundeskanzler Adenauer und Verteidigungsminister Franz Josef Strauß den Vertrag über die Militärseelsorge. Damit hatte die EKD akzeptiert, dass die Bundesrepublik Deutschland wiederbewaffnet war.
Zentrale Figur neben Gustav Heinemann war in der evangelischen Kirche Martin Niemöller. Er war Pfarrer der Bekennenden Kirche, von den Nazis inhaftiert gewesen, und lehnte die Wiederbewaffnung kategorisch ab. Für ihn war christlicher Glaube nicht vereinbar damit, militärische Gewalt zu befürworten. Niemöller war Kirchenpräses der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau sowie Präsident der Deutschen Friedensgesellschaft. Bei einer Rede in Kassel von mehr als siebzig Jahren erklärte er vor der Vereinigung »Christen gegen Atomgefahren«: »Mütter und Väter sollen wissen, was sie tun, wenn sie ihren Sohn Soldat werden lassen. Sie lassen ihn zum Verbrecher ausbilden …«.2 Es folgte medial das, was wir heute einen Shitstorm nennen würden. Bundesverteidigungsminister Franz Josef Strauß stellte bei der Staatsanwaltschaft Kassel Strafantrag gegen Niemöller wegen Beleidigung der Bundeswehr. Die Leitung der EKD versuchte, gegenüber beiden Positionen, der Befürwortung und der Ablehnung der Wiederbewaffnung, vermittelnd zu wirken.
All das stelle ich hier verkürzt dar. Klar aber ist: Historisch war umstritten, ob ein Land, das durch den Zweiten Weltkrieg und den Holocaust so große Schuld auf sich geladen hatte, wieder eine Armee haben sollte. Wenn heute Bundeskanzler Friedrich Merz die Bundeswehr zur größten konventionellen Armee Europas aufrüsten will, muss uns das doch unruhig machen. Warum sollten die Deutschen wieder so eine große Armee haben?
 
Ich selbst bin erst drei Jahre nach der Wiederbewaffnung geboren. Aber ich hätte mir gewünscht, in einem Land zu leben, das neutral ist. Ein Land, das sich internationale Anerkennung nicht durch militärische Stärke erarbeitet, sondern durch Kanäle des Vertrauens zu vielen Ländern, die ihm außerordentliche diplomatische Stärke verleihen. Sicher, das ist angesichts unserer Zeit illusorisch. Aber es muss doch denkbar sein dürfen – zumindest für Pazifistinnen und Pazifisten.
Und so habe ich mich engagiert, war dabei 1981 im Bonner Hofgarten, bei den Kirchentagen in Hamburg 1981 und Hannover 1983, die zu den großen Friedensversammlungen zählen, bei der Demonstration gegen den Irakkrieg 2003 und auch bei kleinen Veranstaltungen: in Büchel, bei Ostermärschen in Hannover und anderswo, bei Friedensdemonstrationen in Köln und in Bonn, in Stuttgart und in Berlin. Mich für den Frieden zu engagieren, halte ich für eine konsequente Schlussfolgerung aus der deutschen Geschichte.
Es ist fatal, dass Kritik an Waffenlieferungen nahezu ignoriert wird. Die Besorgnis so vieler Menschen sollte sich doch in der Politik demokratischer Parteien spiegeln. Stattdessen gibt es in CDU/CSU, SPD, Bündnis 90 / Die Grünen und FDP einen cantus firmus des Plädoyers für Waffenlieferungen an die Ukraine. Wer anderer Meinung ist oder auch nur die Frage äußert, ob der Krieg nicht zumindest »eingefroren« werden könne, muss mit Spott und Häme rechnen. So ist es beispielsweise dem Abgeordneten Rolf Mützenich ergangen, als er 2024 die Idee, den Krieg in der Ukraine einzufrieren, in der SPD diskutieren wollte.
Problematisch scheint mir auch, dass auf keine Weise thematisiert wird, wie viele Menschen rechtsextreme Parteien wählen, nicht weil sie Neonazis favorisieren, sondern weil sie gegen Waffenlieferungen votieren wollen. In der Folge greift die AfD das Thema auf und geriert sich als Friedenspartei. Wer aber von Remigration und Zwangsdeportationen fantasiert und Unfrieden im eigenen Land sät, kann nicht glaubwürdig für Frieden im internationalen Bereich eintreten. Deshalb ist aktuell wichtig, das Thema Frieden nicht dem politisch rechten Spektrum zu überlassen, sondern die Friedensbewegung davon abzugrenzen. Vermutlich hat die Partei Die Linke bei der letzten Bundestagswahl auch derartig überraschende Erfolge erzielt, weil sie Waffenlieferungen in Krisen- und Kriegsgebiete ablehnt und erklärt, die Bundeswehr müsse wieder auf ihre ursprüngliche Aufgabe beschränkt werden: Landesverteidigung.
In Diskussionen wird immer wieder erklärt, der Sieg der Alliierten über Hitlerdeutschland sei DAS Beispiel dafür, dass nur mit Gewalt Frieden geschaffen werden könne. »Hätten die Alliierten nicht eingegriffen …« ist das Standardargument, das mir stetig entgegengehalten wird, wenn ich für einen Waffenstillstand im Krieg Russlands gegen die Ukraine plädiere. Ich meine, es lässt sich in diesem Konjunktiv auch wie folgt argumentieren: Hätten die demokratischen Kräfte der Weimarer Republik entschieden den Aufstieg der NSDAP verhindert, hätten die Deutschen glasklar die Aufrüstung – zumal wenige Jahrzehnte nach den entsetzlichen Erfahrungen im Ersten Weltkrieg – abgelehnt, hätte es den Zweiten Weltkrieg gar nicht gegeben. Die Konsequenz kann doch nicht Aufrüstung sein, sondern ein energisches Eintreten für Abrüstung und eine Stärkung der demokratischen Kräfte.
Ähnlich merkwürdig fand ich die Frage von Christoph Heinemann in den Informationen im Deutschlandfunk am 5. März 2026 an Hannes Kramer, dem Mitinitiator und Pressesprecher der Initiative Schulstreik gegen eine mögliche Rückkehr zur Wehrpflicht, ob es die Ukraine und Israel noch gäbe, wenn sich die jungen Menschen dort so verhielten wie er. Hannes Kramer antwortete, dass die Initiative ja nun einmal in Deutschland sitze und Einfluss auf die Bundesregierung nehmen wolle. »Wenn wir heute protestieren und streiken, tun wir das ja, weil wir von unserer Bundesregierung verlangen, nicht etwa dass die Bundeswehr jetzt ihre Gewehre in die Leine schmeißt, … sondern wir sagen, was gerade gemacht wird, ist nicht die Vorbereitung der Verteidigungsfähigkeit, sondern die Vorbereitung darauf, auch im großen Stil Kriege führen zu können.«3 »Sie unterstellen also, dass Friedrich Merz einen Krieg führen möchte«, unterbrach ihn Heinemann. Kramer: »Ich glaube, dass man sich darauf einstellt, dass das im Zweifel ein legitimes Mittel ist, um Interessen durchzusetzen.«
Ich war beeindruckt, wie klar der junge Mann seine Haltung darlegte.
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